
Einleitung
Ziel des Gesetzgebers war es, die Zwangsversteigerung tatsächlich
öffentlich zu gestalten und damit einen größeren Bieterkreis zu er-
reichen, was wiederum zu besseren Versteigerungsergebnissen
führen soll. Die Versteigerung findet damit nicht mehr bei Gericht,
sondern am Computer in der Kanzlei oder direkt zu Hause statt. Dies

vor dem Hintergrund, dass in der Vergangenheit 95 Prozent der Ver-
steigerungstermine ohne Bieter blieb. Selbstverständlich wurde
diese Situation trotz vorangegangener Gesetzesreformen von „ge-
richtserfahrenen Versteigerungsspezialisten“, sogenannten subasteros
ausgenutzt, die redlich interessierte Bürger zum Schaden der
Schuldner und Gläubiger von einer Teilnahme an einer öffentlichen
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Ohne dass es kaum jemand bemerkt hat, finden seit Oktober 2015 in Spanien öffentliche Zwangs-

versteigerungen in Zivil- und Handelssachen nach einer mehrjährigen Testphase im Gerichtsbezirk von

Murcia nun flächendeckend elektronisch statt. Es liegt auf der Hand, dass die Einführung dieser neuen

Verfahrensweise für die Praxis und den Justizbetrieb mit großen Neuerungen und drastischen

Veränderungen verbunden war, an die sich die Beteiligten bis heute noch nicht so ausreichend gewöhnt

haben, dass man von einem routinemäßigen Verlauf einer elektronischen Versteigerung sprechen könnte.

H A N D E L S R E C H T

Die elektronische Zwangs-
versteigerung in Spanien

Aktuelles 
neu einzurichtenden Beobachtungsstelle werden wahrscheinlich eine
wichtige Rolle spielen. Das alles klingt leider viel zu sehr nach Über-
wachungsstaat und Denunziantentum. 

Für den deutschen Rechtsanwender mag es zudem komisch anmuten,
dass sich der Staat überhaupt in vertragliche Beziehungen einmischt.
Es ist allgemein anerkannt, dass Verträge in der Regel nur „inter partes“,
also zwischen den Parteien gelten. Sämtliche Konditionen des Vertrages,
zu welchen beispielsweise auch die Vereinbarung einer Vertragsstrafe
bei Zahlungsverzug zählen kann, sind daher zwischen den Parteien
auszuhandeln. Hält eine der Parteien sich nicht an das Abgemachte,
steht ihr – wie bereits dargelegt – die Möglichkeit der Erhebung einer
Klage offen. Das nunmehr der Staat einer säumigen Partei eine (staatliche)
Geldbuße auferlegt, ist ungewöhnlich und einzigartig. 

Zuletzt bleiben noch drei weitere Fragen zu klären: 
1. Was passiert mit den Geldbußen? Diejenigen, die tatsächlich unter

dem Zahlungsverzug leiden, sind die kleinen Firmen und Unternehmer.
Das Geld geht jedoch an den Staat. Fließt am Ende etwas davon an
die Gläubiger? Wahrscheinlich nicht.

2. Was ist mit der öffentlichen Hand selbst? Muss auch diese eine
Geldbuße zahlen, wenn sie verspätet zahlt? Denn auch im öffent-
lichen Sektor wird sich nicht mit Ruhm bekleckert. Zwar sind die
Zahlen seit 2012 deutlicher zurückgegangen als im privaten
Bereich. Allerdings überschreiten auch hier die tatsächlichen –
im Schnitt erfolgt eine Zahlung nach 71 Tagen – immer noch
deutlich die gesetzlich zulässigen (30) Tage. Müssten nicht folglich
auch die öffentlichen Stellen mit Sanktionen belegt werden? Im

vorliegenden Gesetz wird diesbezüglich auf das Gesetz über das
öffentliche Auftragswesen (Ley de contratos del sector público)
verwiesen. Dort finden sich jedoch keine Regelungen über Sank-
tionen bei Verstößen der gesetzlichen Zahlungsfristen. Der öf-
fentlichen Hand kommt insofern scheinbar eine Sonderbehandlung
zu. Fair erscheint dies nicht.

3. Was passiert mit ausländischen Unternehmen? Unterfällt beispielsweise
ein deutsches Bauunternehmen ebenfalls den Regelungen des neuen
Gesetzes, wenn es sich unwissender-  und in diesem Fall auch unvor-
sichtigerweise vertraglich spanischem Recht unterworfen hat? Dürfen
spanische Behörden ein ausländisches Unternehmen mit einer
Geldbuße belegen und diese gegebenenfalls sogar vollstrecken
lassen? Die Möglichkeit, dass auch nicht spanische Unternehmen
von den Regelungen betroffen sein könnten, scheint den Abgeordneten
bei ihrer Abstimmung nicht in den Sinn gekommen zu sein. 

Fazit
Das spanische Parlament scheint keine andere Möglichkeit zu sehen,
um die Vorgaben aus Brüssel durchsetzen zu können und die
Problematik des Zahlungsverzuges in Spanien in den Griff zu bekommen.
Das Gesetz ist einstimmig vom Parlament beschlossen worden. Auch
die große Mehrzahl der Firmen und Unternehmen begrüßt die Verän-
derungen. Ob sich tatsächlich etwas ändert, wird die Zukunft zeigen.
Gänzlich durchdacht scheint das Ganze jedenfalls noch nicht zu sein.
Zu viele Fragen bleiben offen. 

Mara Freund
Ref. Jur.
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Zwangsversteigerung im Gericht abhielten. Bezweckt ist ebenfalls
auf Justizseiten die Einsparung von Kosten und Verwaltungsaufwand
sowie deren Entlastung.

Beteiligte
Am elektronischen Zwangsversteigerungsverfahren  (Subasta electrónica)
sind neben dem das Vollstreckungsverfahren betreibenden Gläubiger,
dem die Vollstreckung in sein Vermögen duldenden Schuldner und
dem Gericht nun auch wesentlich der spanische Staatsanzeiger
(BOE) und die spanischen Steuerbehörden beteiligt. Das Büro des
spanischen Staatsanzeigers ist für die elektronische Durchführung
der Zwangsversteigerung verantwortlich, während die Steuerbehörden
den Zahlungsverkehr abwickeln. Weitere Beteiligte sind die Bankin-
stitute, die Zentralbank, Grund- und Handelsregister.

Verfahren
Das Verfahren lässt sich in verschiedene Phasen unterteilen.
1. Vorbereitende Schritte
Handelt es sich bei den zu versteigernden Vermögenswerten um be-
wegliche Gegenstände, bestimmt der Rechtspfleger nach Anhörung
der Parteien zunächst deren Versteigerungswert und kündigt dann
mittels Veröffentlichung im Staatsanzeiger die öffentliche Zwangs-
versteigerung an. Im Falle der Versteigerung von Immobilien ist vor
der öffentlichen Bekanntmachung der Versteigerung zusätzlich noch
eine Eigentums- und Lastenbestätigung des Grundbuchs sowie ge-
gebenenfalls eine Saldenbestätigung vorrangiger Gläubiger zu be-
antragen. Zu beachten ist, dass der Versteigerungswert die vollstreckte
Forderung übersteigt. Anderenfalls wird die Zwangsvollstreckung
ausgesetzt.  

Mit Veröffentlichung der elektronischen Zwangsversteigerung im
Staatsanzeiger, für die der Gläubiger bzw. dessen Prozessagent zu
sorgen hat, meldet der Rechtspfleger über die Applikation des Ge-
richtskontos die Zwangsversteigerung elektronisch an. Sollte ein
Vollstreckungsgläubiger wünschen, unerkannt zu bleiben, kann er
dies beantragen. Auch sollte bei Beantragung der elektronischen
Versteigerung darauf geachtet werden, dass der Antrag bereits die
dem Rechtspfleger zur Einpflege erforderlichen Daten an die Hand
gegeben werden, um den Versteigerungsprozess zu beschleunigen.

2. Versteigerungsverfahren
Mindestens 24 Stunden nach der Bekanntmachung im Staatsanzeiger
meldet der zuständige Rechtspfleger das Versteigerungsverfahren
an, das nach Ablauf von 20 Kalendertagen (nicht Werktagen!) endet.
Allerdings kann sich die Dauer um bis zu 24 Stunden verlängern,
wenn innerhalb einer Stunde das letzte Gebot verbessert wird. Aus
dieser „24-Stundenregel“ lässt sich bereits ersehen, dass auch in
den gerichtlichen Zwangsversteigerungsverfahren Ebay-vergleichbar
die heiße Phase erst am Schluss beginnt.  

Um an einer elektronischen Zwangsversteigerung teilnehmen zu
können, muss sich der Bieter mittels zertifizierter elektronischer Un-
terschrift zunächst über das amtliche Portal des Staatsanzeigers

(subastas.boe.es) registrieren lassen. Danach kann er sich unter
Angabe seines Bankkontos, auf dem die 5 prozentige Kaution durch
die Steuerbehörden einbehalten wird, für ein bestimmtes Zwangs-
versteigerungsverfahren anmelden und Gebote abgeben. 

Der Vollstreckungsgläubiger muss keine Kaution leisten, kann aber
solange kein Gebot abgeben, solange nicht ein dritter Interessent
ein Gebot abgegeben hat.

Das BOE Portal enthält alle für Bieter wichtigen Daten, wie Beginn
und Ende der Versteigerung, Versteigerungs-  und Verkehrswert, Be-
schreibung des Versteigerungsobjekts, das bislang abgegebene
Höchstgebot, Kautionsbetrag, etc. Der Vollstreckungsgläubiger oder
-schuldner, das Gericht oder Drittinteressierte können auf eigene
Verantwortung weitere Informationen über das Versteigerungsobjekt
an das Versteigerungsportal zur Veröffentlichung übersenden. 

Die Abgabe von Geboten im Versteigerungsportal wird elektronisch
unter Angabe von Datum, Uhrzeit und Betrag per e-mail bestätigt.
Es können Gebote abgegeben werden, die die abgegebenen Meist-
gebote übersteigen, gleichwertig sind oder auch unterschreiten.
Letztere zwei werden für den Fall abgegeben, dass das nach Abschluss
der Zwangsversteigerung bestehende Meistgebot nicht erfüllt wird
und das nächsthöchste Gebot zum Zug kommt. Bei Vorliegen von
gleichwertigen Geboten, erhält das zuerst abgegebene Höchstgebot
den Vorzug.  

3. Zuschlag
Nach Ablauf der Versteigerungsfrist übermittelt das Versteigerungsportal
dem Gericht Name und E-Mail des Meistbietenden und den übrigen
Bietern wird die 5 prozentige Kaution wieder auf Anordnung der
Steuerbehörden freigegeben, soweit sie keinen Vorbehalt für den
Fall, dass das Meistgebot nicht geleistet wird, erklärt haben. 

Beträgt das Meistgebot 50 Prozentdes Versteigerungswertes oder
übersteigt es diesen - im Falle von Immobilien 70 Prozent -, erfolgt
der Zuschlag direkt per gerichtlichem Dekret.  

Liegt das Meistgebot unter 50 Prozent des Versteigerungswertes -
70 Prozent bei Immobilien - kann der Schuldner innerhalb einer Frist
von 10 Werktagen einen Dritten beibringen, der ein Gebot über
50 Prozent bzw. 70 Prozent bei Immobilien abgibt oder einen Betrag
anbietet, der zwar unter den vorgenannten Prozentsätzen liegt, aber
die Vollstreckungsforderung abdeckt. 
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Sollte es dem Schuldner nicht gelingen innerhalb der erwähnten
Frist ein verbessertes Gebot beizubringen, kann der Vollstre-
ckungsgläubiger innerhalb von 5 Werktagen den Zuschlag in
Höhe von 50 Prozent bzw. 70 Prozent -Immobilien- des Verstei-
gerungswertes oder in Höhe der Vollstreckungsforderung ver-
langen, soweit letztere über dem Meistgebot und bei Immobilien
über 60 Prozent des Versteigerungswertes liegt. 

Macht der Vollstreckungsgläubiger nicht innerhalb der gesetzlichen
Frist von seinem Recht Gebrauch, erfolgt der Zuschlag zu Gunsten
des Meistgebotes, soweit dieses 30 Prozent (50 Prozent - Immobilien)
des Versteigerungswertes übersteigt und zumindest die Vollstre-
ckungsforderung erreicht. Anderenfalls entscheidet der Rechtspfleger
im pflichtgemäßen Ermessen über den Zuschlag.   

4. Abschluss
Der Erwerber hat den Kaufpreis abzüglich der 5 prozentigen Kaution
innerhalb einer Frist von 10 Werktagen – 40 Werktagen bei Immobi-
lien- bei der Gerichtskasse einzuzahlen. Erfolgt keine fristgemäße
Einzahlung des Restbetrages durch den Meistbietenden, benachrichtigt
der Staatsanzeiger den Interessenten des nächstbesten Gebotes.  

Nach Einzahlung des vollständigen Kaufpreises bei der Gerichtskasse
und Mitteilung an den Staatsanzeiger, gibt dieser den Abschluss
des Versteigerungsverfahrens bekannt.  

Schlussbemerkung
Das elektronische Versteigerungsverfahren bedeutet einen großen
Fortschritt hin zu einer transparenteren und effektiveren Verwertung
gepfändeter Vermögenswerte. Dies kommt letztlich Gläubigern und
Erwerbern, aber auch Schuldnern zu Gute, die ebenfalls von besseren
Realisierungsergebnissen profitieren. Allerdings ist der Rechtsweg
bis zur Erreichung der öffentlichen Versteigerung oft sehr weit und
steinig, gerade weil es an den gesetzlich vorgesehenen bzw. voraus-
gesetzten technischen Hilfsmitteln in der spanischen Justiz mangelt. 

Ohne jeden Zweifel stellt die elektronische Zwangsversteigerung für
kleine und mittlere Investoren eine neue und rechtssichere Möglichkeit
dar, interessante Investitionsobjekte ausfindig zu machen und zu
erwerben. 

Michael Fries, Rechtsanwalt & Abogado
Monereo Meyer Marinel-lo Abogados 

Aktuelles 

Das neue System soll die Verwaltung der Mehrwertsteuer ver-
ändern, indem es an die digitale Zeit angepasst wird und gleich-
zeitig die Effizienz der Steuerkontrolle verbessern soll. Zusam-
menfassend geht es darum, dass die Unternehmen verpflichtet
werden, die Steuerbehörde in Echtzeit über ihre Geschäftstrans-
aktionen mit Lieferanten und Kunden zu informieren. Stellt ein
Unternehmen derzeit eine Rechnung aus oder nimmt eine solche
entgegen, wird diese erst Ende des Monats oder des Quartals
in Abhängigkeit von seiner Größe gemeldet. Von nun an müssen
die Unternehmen die Informationen innerhalb von acht Tagen,
ab 2018 wird dieser Zeitraum auf vier Tage reduziert, elektronisch
an die Steuerbehörde versenden. 

Verpflichtend gilt das elektronische Buchführungssystem für Groß-
unternehmen und Selbständige mit einem Umsatz von über 6 Mil-
lionen Euro, deren Mehrwertsteuerveranlagung nach Kalendermonat
verläuft oder die freiwillig im Register der Monatsmelder, dem
„Registro de Devolución Mensual del IVA“ (REDEME) registriert
sind, so dass die meisten Unternehmen in Spanien von der Regelung
nicht betroffen sein sollten. Trotzdem wird erwartet, dass sich
63.000 Steuerzahler, was ungefähr 80 Prozent des spanischen Um-
satzes ausmacht, im neuen System registrieren. Um sich eine Vor-
stellung davon zu machen, wie viele Daten das Finanzministerium
hierdurch erhält, sollte man sich vor Augen führen, das ein großes
Unternehmen bis zu 200 Millionen Rechnungen pro Jahr ausstellt.

Am 1.7.2017 wurde von der spanischen Steuerbehörde („Agencia Española 

de Administración Tributaria“, AEAT) ein neues Informationssystem basierend

auf der sofortigen Bereitstellung von Daten „SII“ (Suministro Inmediato de

Información) eingeführt. Dieses System, welches seine Rechtsgrundlage 

im „Real Decreto 596/2016 de 2 de diciembre“ hat, stellt eine erhebliche

Neuerung der Übermittlungspflichten im Rahmen der Umsatzerklärungen dar.

S T E U E R R E C H T

IVA en tiempo real –
Mehrwertsteuer in Echtzeit
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